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Seit dem Amtsantritt Nicolás Maduros im Jahr 2013 hat sich die politische, ökonomische
und menschenrechtliche Lage Venezuelas deutlich verschärft. Zahlreiche nationale und
internationale Organisationen dokumentieren seitdem einen wirtschaftlichen Einbruch,
einen Rückgang institutioneller Funktionsfähigkeit sowie eine Zunahme staatlicher Eingriffe
in politische und gesellschaftliche Prozesse. Gleichzeitig wuchs der internationale Druck auf
die Regierung durch diplomatische Maßnahmen und Sanktionen. Von Detlef Koch.

Dieser Beitrag ist auch als Audio-Podcast verfügbar.

https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/260207_Maduro_Autoritaere_Drift_oekonom
ischer_Kollaps_und_externe_Verantwortung_Serie_zu_Venezuela_Teil_4_NDS.mp3

Podcast: Play in new window | Download

Den ersten Teil der Serie finden Sie unter diesem Link, den zweiten unter diesem Link, den
dritten unter diesem Link.

In der politikwissenschaftlichen und journalistischen Analyse wird die oben beschriebene
Entwicklung häufig als Ausdruck einer autoritären Verfestigung und einer fortschreitenden
sozialen Erosion interpretiert. Wirtschaftlicher Zusammenbruch, externer Sanktionsdruck,
Veränderungen demokratischer Verfahren und Einschränkungen grundlegender Rechte
erscheinen dabei nicht als isolierte Phänomene, sondern als miteinander verflochtene
Dynamiken, deren Wechselwirkungen für das Verständnis der Maduro-Phase zentral sind.

Dieser Beitrag behandelt die Präsidentschaft Maduros als eigenständigen analytischen
Untersuchungsgegenstand. Er rekonstruiert innerstaatliche wirtschafts- und
machtpolitische Entscheidungen ebenso wie externe Einflussnahmen und fragt nach deren
wechselseitigen Wirkungen. Für ein vertieftes Verständnis der historischen und
strukturellen Hintergründe kann die Lektüre der vorangegangenen Teile der Serie hilfreich
sein; der Text ist jedoch so angelegt, dass er auch ohne Vorkenntnisse verständlich bleibt.

Einleitung: Die Maduro-Phase als analytisches ProblemI.

Die Präsidentschaft Nicolás Maduros stellt keinen abrupten Bruch mit der vorherigen
politischen Ordnung Venezuelas dar, wird jedoch in Forschung und Berichterstattung
häufig als Phase einer veränderten politischen und institutionellen Dynamik
beschrieben. Seit 2013 lassen sich eine anhaltende wirtschaftliche Krise, zunehmende
institutionelle Spannungen sowie eine Verschärfung staatlicher Kontrollmechanismen

https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/260207_Maduro_Autoritaere_Drift_oekonomischer_Kollaps_und_externe_Verantwortung_Serie_zu_Venezuela_Teil_4_NDS.mp3
https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/260207_Maduro_Autoritaere_Drift_oekonomischer_Kollaps_und_externe_Verantwortung_Serie_zu_Venezuela_Teil_4_NDS.mp3
https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/260207_Maduro_Autoritaere_Drift_oekonomischer_Kollaps_und_externe_Verantwortung_Serie_zu_Venezuela_Teil_4_NDS.mp3
https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/260207_Maduro_Autoritaere_Drift_oekonomischer_Kollaps_und_externe_Verantwortung_Serie_zu_Venezuela_Teil_4_NDS.mp3
https://www.nachdenkseiten.de/?p=144907
https://www.nachdenkseiten.de/?p=145231
https://www.nachdenkseiten.de/?p=145598


Maduro: Autoritäre Drift, ökonomischer Kollaps und externe
Verantwortung (Serie zu Venezuela, Teil 4) | Veröffentlicht am: 7.

Februar 2026 | 2

NachDenkSeiten - Maduro: Autoritäre Drift, ökonomischer Kollaps und externe
Verantwortung (Serie zu Venezuela, Teil 4) | Veröffentlicht am: 7. Februar 2026 | 2

beobachten. Diese Entwicklungen betreffen sowohl ökonomische Steuerungsprozesse
als auch politische Verfahren und gesellschaftliche Konfliktlinien.

In der politikwissenschaftlichen Analyse wird diese Phase vielfach als Ausdruck eines
autoritären Krisenregimes interpretiert, in dem ökonomische Fehlsteuerung,
institutionelle Schwächung und politische Repression miteinander verknüpft sind. Der
Staat reagierte auf wirtschaftliche Schocks und soziale Erosion demnach weniger mit
strukturellen Reformen als mit administrativen Eingriffen, Machtkonzentration und
veränderten Formen politischer Steuerung. Diese Einordnung ist jedoch Gegenstand
kontroverser Debatten und keineswegs unumstritten.

Parallel dazu geriet Venezuela in den Fokus einer eskalierenden internationalen
Konfrontation. Ab der zweiten Hälfte der 2010er-Jahre intensivierten insbesondere die
Vereinigten Staaten, später auch die Europäische Union, ihre Sanktionspolitik
gegenüber der Maduro-Regierung. Diese Maßnahmen wurden mit Verweis auf
dokumentierte Menschenrechtsverletzungen, umstrittene Wahlprozesse und autoritäre
Regierungspraktiken begründet. Zugleich wirkten sie in eine bereits geschwächte
Wirtschafts- und Versorgungsstruktur hinein und beeinflussten die soziale
Entwicklung des Landes erheblich.

In der öffentlichen Debatte werden diese beiden Ebenen – innerstaatliche
Verantwortung und externer Druck – häufig gegeneinander ausgespielt. Venezuela
erscheint entweder primär als Opfer externer Interventionen und wirtschaftlicher
Zwangsmaßnahmen, oder die Krise wird nahezu ausschließlich auf das autoritäre
Handeln der Regierung Maduro zurückgeführt. Beide Deutungen greifen analytisch zu
kurz, da sie die Wechselwirkungen zwischen internen politischen Entscheidungen und
externen Einflussnahmen ausblenden.

Vor diesem Hintergrund rekonstruiert der vorliegende Beitrag zentrale politische und
ökonomische Entscheidungen der Maduro-Regierung sowie deren Folgen für
Wirtschaft, Institutionen und Gesellschaft. Zugleich analysiert er Reichweite,
Wirkungen und Grenzen internationaler Sanktionspolitik einschließlich ihrer
völkerrechtlichen und menschenrechtlichen Implikationen. Ziel ist es, die Krise
Venezuelas nicht moralisch zu vereinfachen, sondern analytisch zu entflechten und
damit die Voraussetzungen für eine differenzierte Bewertung von Verantwortung,
Kausalität und politischer Handlungsmacht zu schaffen.

Wirtschaftliche Fehlsteuerungen unter MaduroII.
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Die ökonomische Krise Venezuelas erreichte unter der Präsidentschaft Nicolás
Maduros ein Ausmaß, das in Lateinamerika seit Jahrzehnten ohne Parallele ist. Zwar
wurzeln zentrale Strukturprobleme – insbesondere die extreme Abhängigkeit von
Erdöleinnahmen – in der politischen Ökonomie der Chávez-Jahre und darüber hinaus.
Gleichwohl ist der wirtschaftliche Kollaps seit 2014 nicht als bloße Fortschreibung
eines ungünstigen Erbes zu erklären. Vielmehr verschärften sich unter Maduro
bestehende Fehlanreize, während notwendige Kurskorrekturen systematisch
unterblieben.

Im Zentrum steht die fortgesetzte Fixierung auf die Rentenökonomie. Trotz sinkender
Ölpreise und rückläufiger Fördermengen blieb die staatliche Einnahmestruktur nahezu
unverändert. Anstatt die Krise als Anlass für eine produktive Reorientierung zu nutzen,
reagierte die Regierung mit einer weiteren Zentralisierung ökonomischer Steuerung.
Der Staat versuchte, den Verlust realer Einnahmen durch administrative Eingriffe zu
kompensieren – insbesondere durch Preisregulierungen, Devisenkontrollen und
direkte Eingriffe in Produktions- und Handelsprozesse.

Diese Politik erwies sich als strukturell dysfunktional. Das System der staatlichen
Devisenzuteilung, ursprünglich als Instrument zur Stabilisierung gedacht, entwickelte
sich zu einem Kernmechanismus ökonomischer Verzerrung. Der Zugang zu
Fremdwährungen wurde politisch kontrolliert, bürokratisiert und selektiv vergeben.
Dies begünstigte nicht nur Korruption und Arbitragegeschäfte, sondern untergrub
zugleich die produktive Wirtschaft. Importorientierte Akteure mit privilegiertem
Zugang zu Devisen wurden gegenüber inländischer Produktion systematisch
bevorzugt. Kapitalflucht, Schattenwirtschaft und informelle Märkte waren keine
unbeabsichtigten Nebenfolgen, sondern integrale Bestandteile dieses Arrangements.

Parallel dazu setzte sich der Prozess der Deindustrialisierung beschleunigt fort.
Produktionskapazitäten in Industrie und Landwirtschaft schrumpften dramatisch,
nicht allein aufgrund externer Rahmenbedingungen, sondern infolge fehlender
Investitionssicherheit, politischer Interventionen und des fortschreitenden
institutionellen Verfalls. Enteignungen, administrative Eingriffe und eine zunehmend
unklare Rechtslage wirkten abschreckend auf private wie öffentliche Investitionen.
Der Staat war weder willens noch in der Lage, die Rolle eines strategischen
Entwicklungsakteurs zu übernehmen.

Besonders deutlich zeigt sich diese Entwicklung am staatlichen Ölkonzern PDVSA.
Während der Konzern bereits zuvor unter politischer Instrumentalisierung litt,
erreichte der Verlust professioneller Autonomie unter Maduro eine neue Qualität.
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Managemententscheidungen folgten zunehmend politischen Loyalitätskriterien, nicht
betriebswirtschaftlicher oder technischer Rationalität. Wartung, Instandhaltung und
Investitionen wurden vernachlässigt, erfahrenes Fachpersonal wanderte ab oder
wurde entlassen.

Der Einbruch der Fördermengen und der damit verbundene wirtschaftliche Einbruch
Venezuelas setzte vor den umfassenden sektoralen Sanktionen der Vereinigten
Staaten ein. Denn schon bereits ab 2014 wirkten eine Reihe vorgelagerter externer
Einschränkungen auf die venezolanische Wirtschaft. Formal hatte das noch nicht den
Charakter eines Sanktionsregimes, entfaltete faktisch jedoch sanktionsähnliche
Effekte. Dazu zählten die schrittweise Verweigerung von Kredit- und
Refinanzierungsmöglichkeiten, der Rückzug internationaler Versicherer und
Dienstleister, informelle Lieferstopps bei technologisch kritischen Komponenten sowie
eine zunehmende politische und institutionelle Isolation.

Diese Entwicklungen wurden durch früh einsetzende Overcompliance westlicher
Finanz- und Handelsakteure verstärkt, die Transaktionen selbst dort vermieden, wo
keine expliziten Verbote bestanden. Für ein hochgradig import-, technologie- und
finanzierungsabhängiges System wie die venezolanische Rentenökonomie hatten diese
Vorwirkungen erhebliche reale Konsequenzen.

Gleichwohl erklären diese externen Einschränkungen den Kollaps nicht hinreichend.
Ihre Wirkung entfalteten sie vor allem deshalb mit solcher Wucht, weil sie auf eine
innenpolitisch erzeugte strukturelle Verwundbarkeit trafen. Die fehlende
Diversifizierung der Wirtschaft, das dysfunktionale Devisen- und Preiskontrollregime,
die politische Instrumentalisierung staatlicher Unternehmen und der fortschreitende
institutionelle Vertrauensverlust hatten Venezuela bereits vor 2017 in eine Lage
gebracht, in der selbst moderate externe Schocks existenzielle Folgen hätten.

Ab 2014/2015 lässt sich die US-Politik analytisch so beschreiben, dass die USA die
Gunst der Stunde nutzten und eine Art externe monetäre Schockverstärkung
beschlossen, die bestehende strukturelle Schwächen systematisch verschärft,
beschleunigt und in einen sich selbst verstärkenden Kollaps überführt. Die Wirkung,
noch vor den formellen Sanktionen 2017, ließ nicht lange auf sich warten.
Internationale Banken zogen sich zurück, Refinanzierung wurde verweigert,
Kreditlinien wurden konsequent eingefroren, und aus Angst vor US-Strafen und mit
vorauseilendem Gehorsam wurden restriktive Maßnahmen übererfüllt
(„Overcompliance“).
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Im Ergebnis konnte Venezuela seine Schulden nicht mehr zahlen und die
Devisenreserven schrumpften rapide. Damit verlor der Bolívar seine
Deckungserwartung.

Die Eskalation der Inflation bis hin zur Hyperinflation lässt sich vor diesem
Hintergrund nicht als bloßes Resultat wirtschaftspolitischer Inkompetenz oder
ideologischer Verblendung erklären. Sie war vielmehr Ausdruck einer in der
ökonomischen Analyse als von den USA instigierte monetäre Zwangslage
beschriebenen Entwicklung, die sich aus dem Zusammenbruch der Devisenzuflüsse,
dem frühzeitigen Ausschluss von internationalen Kredit- und Refinanzierungsmärkten
sowie dem faktischen Ausschluss vom Zahlungsverkehr ergab. Für einen Staat mit
hohen importabhängigen Grundausgaben in US-Dollar und gleichzeitig schrumpfenden
Devisenreserven bedeutete dies eine drastische Einengung des fiskalischen
Handlungsspielraums.

Die monetäre Finanzierung (Gelddrucken) staatlicher Ausgaben war unter diesen
Bedingungen weniger Ausdruck politischer Präferenz als der Versuch, einen abrupten
Zusammenbruch staatlicher Zahlungsfähigkeit und sozialer Transfers zu verhindern.
Die daraus resultierende Explosion der Geldmenge, der Vertrauensverlust in die
nationale Währung und die Flucht in den Dollar folgten einer klassischen monetären
Abwärtsspirale, wie sie in ökonomischen Krisen unter von außen angeregtem
Devisenentzug nur logisch ist.

Reallöhne und Ersparnisse wurden entwertet, staatliche Sozialtransfers verloren ihre
Wirkung, während sich die soziale Ungleichheit weiter vertiefte. Die informelle
Dollarisierung großer Teile des Alltags war weniger Ausdruck wirtschaftlicher
Liberalisierung als ein Überlebensmechanismus in einem kollabierenden
Währungssystem.

Korruption, Repression und WahlverfahrenIII.

Parallel zur ökonomischen Krise entwickelte sich unter Maduro ein politisches System,
das analytisch als zunehmend auf Machtabsicherung statt Legitimation ausgerichtet
beschrieben werden kann. Korruption fungierte dabei in der politikwissenschaftlichen
Analyse nicht primär als individuelles Fehlverhalten, sondern als Systemmerkmal. Der
Zugang zu Ressourcen, Devisen und staatlichen Positionen wurde zum zentralen
Loyalitätsmechanismus.

Eine Schlüsselrolle spielte das Militär, das nicht nur sicherheitspolitisch, sondern auch
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ökonomisch eingebunden wurde. Militärische Akteure übernahmen Funktionen in
Schlüsselindustrien, Logistik und Rohstoffsektoren. Informelle Ökonomien, Schmuggel
und Schattenstrukturen wurden toleriert oder aktiv integriert, solange politische
Loyalität gesichert blieb.

Gleichzeitig intensivierte sich die Repression gegen Proteste, Medien und Opposition.
Menschenrechtsorganisationen dokumentieren seit 2014 systematische Muster
willkürlicher Festnahmen, Folter, extralegaler Gewalt und Einschränkungen der
Meinungs- und Versammlungsfreiheit.[1] Diese Repression wird von
Menschenrechtsorganisationen nicht als episodisch, sondern als institutionell
verankert beschrieben.

Besonders sichtbar wird dies im Bereich der Wahlverfahren. Seit 2013 veränderte sich
die institutionelle Architektur schrittweise zugunsten der Exekutive: Entmachtung der
Nationalversammlung, Instrumentalisierung des Obersten Gerichtshofs, Ausschluss
oppositioneller Kandidaten, Einschränkung internationaler Wahlbeobachtung[2]. Die
Frage der demokratischen Legitimität verschiebt sich damit von einzelnen Wahlen hin
zur Systemfrage.

Analytisch ist entscheidend, zwischen belegbaren Befunden – etwa dokumentierten
Wahlunregelmäßigkeiten – und politischer Bewertung zu trennen. Analytisch jedoch
lässt sich festhalten, dass Wahlen unter Maduro zunehmend funktionalisiert wurden,
um Macht zu stabilisieren, nicht um politische Konkurrenz zu ermöglichen.

Wirkung der Sanktionen auf Versorgung, Gesundheit und MigrationIV.

Ab 2017 verschärften sich die internationalen Sanktionen gegen Venezuela erheblich.
Zunächst als gezielte Maßnahmen gegen Einzelpersonen konzipiert, entwickelten sie
sich zu sektoralen Sanktionen, die Finanzströme, Ölhandel und staatliche
Zahlungsfähigkeit massiv einschränkten.

Die zeitliche Abfolge ist dabei zentral: Die ökonomische Krise begann zwar vor den
umfassenden Sanktionen 2017, wird jedoch in der Analyse bereits durch den
Ausschluss vom Zahlungsverkehr durch die USA mitverantwortet gesehen. Diesen
Quasi-Sanktionsmaßnahmen vor 2017 konnte die venezolanische Regierung kaum
etwas Wirksames entgegensetzen.

Besonders gravierend waren die Auswirkungen auf Gesundheitsversorgung und
Ernährungssicherheit. Internationale Organisationen dokumentieren Engpässe bei
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Medikamenten, medizinischer Ausrüstung und Grundversorgung. Gleichzeitig wird
Migration in der Analyse als Überlebensstrategie für Millionen sozial mobiler
Venezolaner beschrieben – die Armen mussten im Land bleiben.

Interne Verantwortung versus externer DruckV.

Die zentrale analytische Herausforderung liegt in der Gegenüberstellung interner
Verantwortung und externer Einflussnahme. Die Maduro-Regierung trägt nach
überwiegender Einschätzung in Forschung und Berichterstattung die
Mitverantwortung für autoritäre Machtkonsolidierung, wirtschaftliche Fehlsteuerung
und Menschenrechtsverletzungen. Zugleich verfolgten insbesondere die USA –
teilweise unterstützt von der EU – eine Politik, die in der Analyse als explizit auf
Regimewechsel abzielend beschrieben wird.

Die Anerkennung paralleler Exekutiven, offene Umsturzrhetorik, wirtschaftliche
Zwangsmaßnahmen und in einzelnen Fällen als völkerrechtlich problematisch
bewertete Handlungen (etwa Entführungs- oder Blockadeszenarien) werfen
grundlegende Fragen auf. Die UN-Charta verbietet die Einmischung in innere
Angelegenheiten souveräner Staaten sowie die Androhung oder Anwendung von
Gewalt.

Unilaterale Sanktionen bewegen sich in einem völkerrechtlichen Graubereich,
insbesondere wenn sie massive Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung haben. UN-
Sonderberichterstatter haben wiederholt darauf hingewiesen, dass solche Maßnahmen
menschenrechtlich problematisch sind und bestehende Krisen verschärfen.

Damit entsteht ein paradoxes Verhältnis: Autoritäre Politik im Inneren wird in der
Analyse durch externen Druck nicht gebrochen, sondern kalkuliert stabilisiert. Die
Regierung wird in der Analyse durch die Sanktionen zu undemokratischen repressiven
Aktionen verleitet, während externe Akteure wie die EU und die USA ihre Politik mit
dem Hinweis auf ebendiese Repression rechtfertigen.

Fazit:VI.

Aus journalistischer Perspektive steht die Venezuela-Politik der letzten Jahre
exemplarisch für die Erosion des Völkerrechts durch unilaterale Machtpolitik der USA.
Während die autoritäre Entwicklung unter Maduro zu bedauern und scharf zu
verurteilen ist, haben externe Akteure durch Sanktionen und Regime-Change-
Strategien zur sozialen und politischen Destabilisierung maßgeblich beigetragen und
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so die demokratischen Bestrebungen in Venezuela untergraben und zerstört. Auch
dies ist aus meiner journalistischen Bewertung heraus auf das Schärfste zu
verurteilen.

Trotz der problematischen Maduro-Regierung möchte ich festhalten, dass
hegemoniales Machtstreben der USA nicht nur die Lebensbedingungen der
venezolanischen Bevölkerung untergräbt, sondern auch internationale Normen des
friedlichen Zusammenlebens der Völker beschädigt. Wo durch wirtschaftliche
Strangulierung das Selbstbestimmungsrecht souveräner Staaten zerstört wird und
dabei Menschenrechte außer Kraft gesetzt werden, haben Staaten – ebenso wie die
sogenannte westliche Wertegemeinschaft – nach meiner Einschätzung ihre
Glaubwürdigkeit längst verloren.

Für die internationale Ordnung bedeutet dies eine gefährliche Verschiebung: weg von
multilateralen Verfahren, hin zu machtpolitischer Durchsetzung. Für Medien und
Öffentlichkeit ergibt sich daraus aus meiner Sicht eine besondere Verantwortung,
vereinfachende Narrative zu vermeiden und analytische Komplexität auszuhalten.

Die Analyse der Maduro-Phase zeigt, wie eng ökonomische Fehlsteuerung, autoritäre
Machtpraktiken und externe Zwangsmaßnahmen miteinander verschränkt sind. Im
fünften Teil der Serie richtet sich der Blick auf die öffentliche Deutung dieser
Entwicklungen: auf mediale Frames, moralische Maßstäbe und politische
Vergleichshorizonte, die in der Analyse bestimmen, warum Venezuela im westlichen
Diskurs anders bewertet wird als andere Staaten mit vergleichbarer
menschenrechtlicher Lage.

Titelbild: zmotions / Shutterstock

[«1] Human Rights Watch (HRW) Im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen in Venezuela am
28. Juli verschärften die Behörden die Repressionen, indem sie Menschenrechtsverteidiger
und Oppositionelle mit Verhaftungen und Disqualifizierungen ins Visier nahmen und die
Beschränkungen des zivilgesellschaftlichen Raums verschärften.

[«2] Serious human rights violations in connection with the elections

https://www.hrw.org/world-report/2025/country-chapters/venezuela
https://www.oas.org/en/iachr/reports/pdfs/2025/report-venezuela-serioushhrr-violations-connections-elections.pdf

